
 
Anschlussnutzungsvertrag  

 
zwischen  

 
Energienetze Apolda GmbH 

Heidenberg 52 
99510 Apolda 
 (Netzbetreiber) 

 
und 

 
 
 
 
  

(Anschlussnutzer)  
 
 
 
bezüglich der Abnahmestelle für Erdgas: 
 
 
Adresse:        
       
   
 
Kundennummer:      ………. 
Zählernummer:      ………. 
Netzanschlusskapazität gemäß  
Netzanschlussvertrag:       ….. .. 
Zählpunktbezeichnung:       DE70105599510………………….. 
Art des Messverfahrens:        
Ruhedruckebene:       …….. mbar  
Anlagennummer:       …….. 
Vertragsbeginn:       …….. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Präambel  
Der Netzbetreiber betreibt ein Erdgasverteilungsnetz und gewährt die Anschlussnutzung auf der 
Grundlage des Energiewirtschaftsgesetzes vom 07. Juli 2005 (EnWG), der Gasnetzzugangsver-
ordnung (GasNZV) und der Gasnetzentgeltverordnung (GasNEV) vom 25. Juli 2005 dem An-
schlussnutzer diskriminierungsfrei nach Maßgabe dieses Vertrages. 
 
1. Vertragsgegenstand  
1.1 Der Anschlussnutzungsvertrag regelt die wechselseitigen Rechte und Pflichten zwischen 

dem Anschlussnutzer und dem Netzbetreiber anlässlich der Nutzung des Anschlusses 
an der bezeichneten Entnahmestelle zum Zwecke des Erdgasbezugs durch den An-
schlussnutzer.  

 
1.2 Die entgeltpflichtige Netznutzung ist nicht Gegenstand des Vertrages. Diese wird in ei-

nem separaten Netznutzungsvertrag, Ein- oder Ausspeisevertrag und/oder Transportver-
trag geregelt. 

 
1.3 Die Belieferung des Anschlussnutzers mit Erdgas an der Abnahmestelle bedarf des ge-

sonderten Abschlusses eines oder mehrerer Erdgaslieferverträge. 
 
2. Voraussetzungen der Anschlussnutzung  

Der Netzbetreiber gewährt dem Anschlussnutzer die Nutzung des Anschlusses unter der 
Voraussetzung, dass der Anschlussnutzer einen Vertrag über die Lieferung von Erdgas 
abgeschlossen hat und alle weiteren für die ordnungsgemäße Belieferung mit Erdgas 
und die Abrechnung des Erdgasverbrauches notwendigen Verträge zwischen Netz-
betreiber, Netznutzer und Lieferant bestehen. 

 
3. Qualität und Umfang der Erdgasentnahme  
3.1 Der Netzbetreiber trägt im Rahmen der vertraglichen Regelung dafür Sorge, dass der 

Anschlussnutzer Erdgas im Rahmen der Vorgaben der Ziffer 6 dieses Vertrages mit ei-
nem Brennwert von ca. 11,1 kWh/m³ (Qualität „H“) mit der nach anerkannten Regeln der 
Technik zulässigen Schwankungsbreite (DVGW-Arbeitsblatt G 260) entnehmen kann.  

 
3.2 Der Netzbetreiber gibt vor, welcher Ruhedruck maßgebend sein soll. Der Ruhedruck 

beträgt derzeit ca. …….. mbar. 
 
3.3 Brennwert und Druck werden möglichst gleichbleibend gehalten. Allgemein übliche 

Verbrauchsgeräte können betrieben werden. Stellt der Anschlussnutzer höhere Anforde-
rungen an die Erdgasqualität, so obliegt es ihm selbst, Vorkehrungen zum störungsfreien 
Betrieb seiner Geräte und Anlagen zu treffen.  

 
4. Ersatzversorgung mit Erdgas  
4.1 Bestehen für die Entnahmestelle des Anschlussnutzers keine bzw. nicht alle für die ver-

tragliche Belieferung mit Erdgas notwendigen Verträge und kann deshalb der Verbrauch 
nicht einem bestimmten Lieferanten zugeordnet werden, so wird der Anschlussnutzer im 
Wege der Ersatzversorgung in der jeweiligen Druckebene analog § 38 EnWG von dem 
Unternehmen beliefert, welches nach § 36 Absatz 2 EnWG die Grundversorgungspflicht 
im Netzgebiet des Netzbetreibers abdeckt.  

 
 



 

4.2 Der Netzbetreiber benachrichtigt den Grundversorger darüber, dass und zu welchem 
Zeitpunkt die Entnahmestelle in die Ersatzversorgung fällt.  

 
5. Pflichten des Anschlussnutzers  
5.1 Der Anschluss von anderen Brennstoffquellen ist mit dem Netzbetreiber abzustimmen. 

Dieser kann den Anschluss von der Einhaltung der von ihm festgelegten Maßnahmen 
zum Schutz vor Rückwirkungen in sein Versorgungsnetz abhängig machen.  

 
5.2 Der Anschlussnutzer ist verpflichtet, dem Netzbetreiber selbst oder durch seinen Liefe-

ranten den Wegfall seines Erdgasbedarfs an der vertraglichen Entnahmestelle unverzüg-
lich mitzuteilen.  

 
5.3 Anlagen und Verbrauchsgeräte sind so zu betreiben, dass Störungen Dritter sowie stö-

rende Rückwirkungen auf Einrichtungen des Netzbetreibers oder Dritter ausgeschlossen 
sind.  

 
5.4 Der Anschlussnutzer ist verpflichtet, die in der Anlage 2 zu diesem Vertrag aufgeführten 

technischen Regelungen zu beachten und einzuhalten.  
 
6. Netzanschluss und Leistungsbereitstellung  

Der Netzanschluss und die Leistungsbereitstellung an der netzseitigen Übergabestelle 
sind im Netzanschlussvertrag mit dem Anschlussnehmer geregelt. Die im Netzan-
schlussvertrag zwischen dem Anschlussnehmer und dem Netzbetreiber vereinbarte 
Netzanschlusskapazität darf an einem Anschlusspunkt nicht überschritten werden. Bei 
mehreren Anschlussnutzern darf die Summe der in Anspruch genommenen Leistung an 
einem Anschlusspunkt nicht höher sein, als die im Netzanschlussvertrag vereinbarte ma-
ximale Leistung. Im Übrigen sind die entsprechenden im Netzanschlussvertrag verein-
barten technischen Regelungen einzuhalten.  
 

7. Messung und Ablesung  
7.1 Der Netzbetreiber ist der Messstellenbetreiber. Der Netzbetreiber als Messstellenbetrei-

ber ist für den Einbau, den Betrieb und die Wartung von Messeinrichtungen sowie die 
Messung des gelieferten Erdgases verantwortlich. Er kann einen Dritten mit der Erfüllung 
dieser Aufgaben beauftragen.  

 
7.2 Die Messeinrichtungen muss den eichrechtlichen Bestimmungen entsprechen.  
 
7.3 Der Netzbetreiber bestimmt Art, Zahl und Größe von Mess- und Steuereinrichtungen und 

deren Aufstellungsort; die Bestimmung muss unter Berücksichtigung netzwirtschaftlicher 
Belange zur Höhe des Verbrauchs in einem angemessenen Verhältnis stehen. Der An-
schlussnehmer ist hierzu anzuhören und dessen berechtigte Interessen sind zu wahren. 
Die Möglichkeit einer Fernauslesung der Messdaten ist bei der Wahl des Aufstellungsorts 
zu berücksichtigen. 

 
7.4 Der Netzbetreiber verpflichtet sich, auf Verlangen des Anschlussnehmers einer Verle-

gung der Messeinrichtungen zuzustimmen, wenn dies ohne Beeinträchtigung einer ein-
wandfreien Messung möglich ist. Der Anschlussnehmer hat die Kosten einer Verlegung 
der Messeinrichtungen zu tragen. Der Anschlussnehmer oder -nutzer hat dafür Sorge zu 
tragen, dass die Mess- und Steuereinrichtungen zugänglich sind. Er hat den Verlust, Be-
schädigungen und Störungen von Messeinrichtungen dem Netzbetreiber und dem Mess-
stellenbetreiber unverzüglich mitzuteilen. 



 

7.5 Die Messung erfolgt mit einem ……………………………………………..Dieser befindet 
sich im Gasstrom …….dem Druckregelgerät. Die Messung erfolgt im Bereich des 
………..druckes der Regeleinrichtung von ca. ……. mbar und entspricht den Anforderun-
gen des Verfahrensgebietes ……..des DVGW- Regelwerkes G 685- Gasabrechnung. 
Die Übermittlung der Messdaten erfolgt über Zählerfernauslesung. Für die Fernausle-
sung muss beim Anschlussnutzer ein hierfür geeigneter Telekommunikationsanschluss 
ohne zeitliche Beschränkung sowie ggf. ein 230-V-Anschluss (Steckdose) zur Verfügung 
stehen. Die Nutzung dieser Anschlüsse ist für den Netzbetreiber kostenlos. Die Fernaus-
lesung muss grundsätzlich vor Aufnahme der Belieferung zur Verfügung stehen. Kann 
eine Fernauslesung bis zum Beginn der Netznutzung nicht eingerichtet werden, ist der 
Netzbetreiber berechtigt, ein GSM-Modem beim Anschlussnutzer einzurichten. 
 

7.6 Die Messeinrichtungen werden vom Beauftragten des Netzbetreibers oder auf Verlangen 
des Netzbetreibers vom Anschlussnutzer selbst in möglichst gleichen Zeitabständen, 
mindestens aber einmal jährlich nach einem vom Netzbetreiber festzulegenden Turnus 
abgelesen. Außerhalb der turnusmäßigen Ablesung, insbesondere bei einem Lieferan-
tenwechsel, bei einem Umzug des Anschlussnutzers, bei Beendigung des Anschlussnut-
zungsvertrages oder bei einer wesentlichen Änderung des Bedarfs, kann der Netzbetrei-
ber Zwischenablesungen veranlassen, den Verbrauch im Wege der rechnerischen Ab-
grenzung ermitteln oder diesen auf der Grundlage der letzten Ablesung schätzen. Hierbei 
sind die tatsächlichen Verhältnisse angemessen zu berücksichtigen. 

 
7.7 Solange der Netzbetreiber die Räume des Anschlussnutzers bzw. des Anschlussneh-

mers nicht zum Zwecke der Ablesung betreten kann oder der Anschlussnutzer einer Auf-
forderung zur Selbstablesung nicht Folge leistet, darf der Netzbetreiber den Verbrauch 
ebenfalls im Wege rechnerischer Abgrenzung ermitteln oder diesen auf der Grundlage 
der letzten Ablesung schätzen. Hierbei sind die tatsächlichen Verhältnisse angemessen 
zu berücksichtigen. 

 
8. Überprüfung der Messeinrichtung und Folge von Messfehlern  
8.1 Der Anschlussnutzer kann jederzeit die Nachprüfung der Messeinrichtungen durch eine 

Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 2 Abs. 4 des Eich-
gesetzes verlangen. Stellt der Anschlussnutzer den Antrag auf Nachprüfung nicht bei 
dem Netzbetreiber, so hat er, sofern der Netzbetreiber der Messstellenbetreiber ist, die-
sen zugleich mit der Antragstellung zu benachrichtigen. Die Kosten der Nachprüfung fal-
len, dem Netzbetreiber – sofern er der Messstellenbetreiber ist – zur Last, falls die Ab-
weichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, sonst dem Anschluss-
nutzer. Der Netzbetreiber hat die Kosten nicht zu tragen, sofern es hierzu eine Kostenre-
gelung zwischen dem Anschlussnutzer und dem Lieferanten gibt, nach der ein anderer 
als der Netzbetreiber für die Kosten aufzukommen hat. 

 
8.2 Der Anschlussnutzer hat das Recht, zu Kontrollzwecken zusätzlich eigene Mess- und 

Steuereinrichtungen in Abstimmung mit dem Netzbetreiber auf eigene Kosten einbauen 
zu lassen. Diese Messeinrichtungen sind nicht im Besitz des Netzbetreibers und die 
Messdaten dieser Einrichtungen werden nicht zur Abrechnung herangezogen. 

 
8.3 Ergibt eine Prüfung der Messeinrichtungen eine Überschreitung der eichrechtlichen Ver-

kehrsfehlergrenzen und ist die Größe des Fehlers nicht einwandfrei festzustellen oder 
zeigt eine Messeinrichtung nicht an, so ermittelt der Netzbetreiber die Daten für die Zeit 
seit der letzten fehlerfreien Ablesung aus dem Durchschnittsverbrauch des ihr vorherge-
henden und des der Beseitigung des Fehlers nachfolgenden Ablesezeitraumes oder auf-
grund des Vorjahreswertes durch Schätzung, soweit aus Parallelmessungen vorhandene 



 

Messwerte keine ausreichende Verlässlichkeit bieten. Die tatsächlichen Verhältnisse sind 
angemessen zu berücksichtigen. 

 
8.4 Ansprüche auf Grund von Fehlern der Messeinrichtung oder der Abrechnung sind auf 

den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum beschränkt, es sei 
denn, die Auswirkung des Fehlers kann über einen größeren Zeitraum festgestellt wer-
den; in diesem Fall ist der Anspruch auf den Zeitraum seit Vertragsbeginn, längstens je-
doch auf drei Jahre beschränkt. 

 
9. Störungen und Unterbrechungen der Anschlussnutzung  
9.1 Soweit der Netzbetreiber durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren Beseiti-

gung ihm im Sinne des § 18 Absatz1 Satz 1 EnWG aus wirtschaftlichen Gründen nicht 
zugemutet werden kann, an der Abnahme des Erdgases des Lieferanten oder an der 
Abgabe des Erdgases an den Anschlussnutzer gehindert ist, ruhen die Verpflichtungen 
der Vertragspartner aus diesem Vertrag solange, bis die Hindernisse beseitigt sind. Glei-
ches gilt im Falle von Störungsbeseitigungen-, Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten. 
In solchen Fällen kann der Anschlussnutzer insbesondere keine Entschädigung bean-
spruchen. 

 
9.2 Soweit es dem Netzbetreiber möglich und zumutbar ist, unterrichtet er den Anschluss-

nutzer rechtzeitig vor einer beabsichtigten Unterbrechung der Erdgaszufuhr in geeigneter 
Weise. Bei kurzen Unterbrechungen werden nur die Anschlussnutzer unterrichtet, die zur 
Vermeidung von Schäden auf eine ununterbrochene Erdgaszufuhr angewiesen sind und 
dies dem Netzbetreiber unter Angabe von Gründen schriftlich mitgeteilt haben. Eine Un-
terrichtung kann ausnahmsweise unterbleiben, wenn dies nicht rechtzeitig möglich ist 
und der Netzbetreiber dies nicht zu vertreten hat oder die Unterrichtung die Beseitigung 
der Unterbrechung verzögern würde. Der Netzbetreiber unternimmt alle zumutbaren An-
strengungen, die Störung unverzüglich zu beheben. 

 
9.3 Eventuelle Fehler oder Störungen des Netzes sind dem Netzbetreiber unverzüglich zu 

melden. 
 
9.4 Bei Störungen in den Netzendkundenanlagen, zu denen ausschließlich der Netzbetreiber 

Zugang hat, übernimmt der Netzbetreiber die Beseitigung. Der Anschlussnehmer kontak-
tiert hierzu den Netzbetreiber. Die Kosten dieser Störungsbeseitigung, die nach Aufwand 
zu den jeweils geltenden Verrechnungssätzen des Netzbetreibers in Rechnung gestellt 
werden, hat der Anschlussnutzer zu tragen. 

 
9.5 Für die Unterbrechung der Anschlussnutzung gilt folgendes: 

a)  Der Netzbetreiber ist berechtigt, die Anschlussnutzung und die damit verbundenen 
Dienstleistungen durch fristlose Einstellung der Erdgaslieferung zu unterbrechen und 
den Anschluss vom Netz zu trennen, wenn der Anschlussnutzer seinen vertraglichen 
Pflichten aus dem Anschlussnutzungsvertrag zuwiderhandelt oder die Ausübung des 
Zurückbehaltungsrechts erforderlich ist,  
• um eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Sachen von 

erheblichen Wert abzuwenden,  
• die Anschlussnutzung unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung von 

Messeinrichtungen zu verhindern, oder 
• um zu gewährleisten, dass Störungen anderer Anschlussnutzern oder störende 

Rückwirkungen auf Einrichtungen des Netzbetreibers oder Dritter ausgeschlos-



 

sen sind, soweit die Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Erdgasversorgungssys-
tems gefährdet oder gestört ist. 

Der Netzbetreiber ist verpflichtet, dem Anschlussnehmer oder –nutzer auf Nachfrage 
mitzuteilen, aus welchem Grund die Unterbrechung vorgenommen worden ist.  

 
b)  Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei der Nichterfüllung einer Zah-

lungsverpflichtung trotz Mahnung, kann der Netzbetreiber die Anlagen vier Wochen 
nach Androhung vom Netz trennen. Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Unterbre-
chung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen oder der An-
schlussnehmer oder -nutzer darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er 
seinen Verpflichtungen nachkommt. 

 
c)  Der Netzbetreiber ist berechtigt, auf Anweisung des Lieferanten des Anschlussnut-

zers die Anschlussnutzung zu unterbrechen, soweit der Lieferant dem Anschlussnut-
zer gegenüber hierzu vertraglich berechtigt ist und der Lieferant das Vorliegen der 
Voraussetzungen für die Unterbrechung der Anschlussnutzung gegenüber dem 
Netzbetreiber glaubhaft versichert und den Netzbetreiber von sämtlichen Schadens-
ersatzansprüchen freistellt, die sich aus einer unberechtigten Unterbrechung ergeben 
können; dabei ist auch glaubhaft zu versichern, dass dem Anschlussnutzer keine 
Einwendungen oder Einreden zustehen, die die Voraussetzungen der Unterbrechung 
der Anschlussnutzung entfallen lassen. 

 
d)  In den Fällen von Ziff. 9.5 b) wird der Beginn der Unterbrechung des Netzanschlusses 

und der Anschlussnutzung drei Werktage im Voraus angekündigt. Dies gilt nicht, so-
weit der Lieferant zu einer entsprechenden Ankündigung verpflichtet ist. 

 
e)  Der Netzbetreiber wird die Unterbrechung des Netzanschlusses und der Anschluss-

nutzung unverzüglich aufzuheben, sobald die Gründe für die Unterbrechung entfallen 
sind und der Anschlussnehmer oder -nutzer oder im Falle von Ziff. 9.5 c) der Liefe-
rant oder der Anschlussnutzer die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung 
des Anschlusses und der Anschlussnutzung ersetzt hat. Die Kosten können für struk-
turell vergleichbare Fälle pauschal berechnet werden; die pauschale Berechnung 
muss einfach nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf die nach dem gewöhnlichen 
Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden 
ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen. Der Nachweis geringerer Kosten ist 
dem Kunden zu gestatten. 

 
10.  Zutrittsrecht  
10.1 Der Anschlussnutzer hat dem mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des Netz-

betreibers den Zutritt zu seinen Räumen zu gestatten, soweit dies für die Prüfung der 
technischen Einrichtungen, Ablesung der Messeinrichtungen oder zur Wahrung sonstiger 
Rechte und Pflichten nach diesem Vertrag erforderlich ist. 

 
10.2 Auch Dritten, denen sich der Netzbetreiber zur Erfüllung seiner vertraglichen Rechte und 

Pflichten (z.B. zur Zählerablesung, Zählerwechslung, Sperrung) bedient, hat der An-
schlussnehmer den Zutritt zu gewähren. 

 
 
 
 
 
 



 

11.  Haftungsbestimmungen  
Die Vertragspartner haften einander für Schäden, die ihnen durch Unterbrechungen der 
Gasversorgung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Anschlussnutzung entstehen, 
nach Maßgabe der Regelungen in Anlage 1 zum Anschlussnutzungsvertrag.  
 

 
12.  Kündigungsrechte und Vertragsdauer  
12.1 Der Anschlussnutzungsvertrag tritt zum vereinbarten Zeitpunkt in Kraft und läuft auf un-

bestimmte Zeit. Er kann mit einer Frist von 3 Monaten auf das Ende eines Kalendermo-
nats schriftlich gekündigt werden.  

 
12.2 Das Recht der Vertragspartner zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Der 

Netzbetreiber ist insbesondere berechtigt, den Anschlussnutzungsvertrag fristlos zu kün-
digen, wenn der Netzanschlussvertrag gekündigt oder beendigt ist.  

 
 
13.  Gasanlage / Inbetriebsetzung der Gasanlage / Überprüfung 

13.1 Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung und Instandhaltung der 
Gasanlage hinter der Hauptabsperreinrichtung (Anlage), mit Ausnahme des Druckregel-
gerätes und der Messeinrichtungen, die nicht in seinem Eigentum stehen, ist der An-
schlussnutzer neben dem Anschlussnehmer verantwortlich. Satz 1 gilt nicht für die 
Messeinrichtungen, die nicht im Eigentum des Anschlussnehmers und Anschlussnutzers 
stehen. Hat der Anschlussnehmer die Anlage ganz oder teilweise einem Dritten vermietet 
oder sonst zur Benutzung überlassen, so bleiben er und der Anschlussnutzer verantwort-
lich. 

 
13.2 Die Anlage darf nur nach den Vorschriften dieser Verordnung, nach anderen anzuwen-

denden Rechtsvorschriften und behördlichen Bestimmungen sowie nach den anerkann-
ten Regeln der Technik errichtet, erweitert, geändert und instand gehalten werden. In 
Bezug auf die allgemein anerkannten Regeln der Technik gilt § 49 Abs. 2 Nr. 2 des E-
nergiewirtschaftsgesetzes entsprechend. Die Arbeiten dürfen außer durch den Netz-
betreiber nur durch ein in ein Installateurverzeichnis eines Netzbetreibers eingetragenes 
Installationsunternehmen durchgeführt werden; im Interesse des Anschlussnehmers/-
nutzers darf der Netzbetreiber eine Eintragung in das Installateurverzeichnis nur von dem 
Nachweis einer ausreichenden fachlichen Qualifikation für die Durchführung der jeweili-
gen Arbeiten abhängig machen. Es dürfen nur Materialien und Gasgeräte verwendet 
werden, die entsprechend § 49 des Energiewirtschaftsgesetzes unter Beachtung allge-
mein anerkannter Regeln der Technik hergestellt sind. Die Einhaltung der Voraussetzun-
gen des Satzes 4 wird vermutet, wenn das Zeichen einer akkreditierten Stelle, insbeson-
dere das DVGW-Zeichen oder CE-Zeichen, vorhanden ist. Der Netzbetreiber ist berech-
tigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwachen. 

 
13.3 Der Netzbetreiber oder dessen Beauftragter hat die Anlage über den Netzanschluss an 

das Verteilernetz anzuschließen und in Betrieb zu nehmen, indem er nach erfolgtem Ein-
bau der Messeinrichtung und gegebenenfalls des Druckregelgerätes durch Öffnung der 
Absperreinrichtungen die Gaszufuhr freigibt. 

 
13.4 Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist beim Netzbetreiber von dem Unternehmen, das 

nach Ziff. 13.2 die Arbeiten an der Anlage ausgeführt hat, in Auftrag zu geben. Auf Ver-
langen des Netzbetreibers ist ein von diesem zur Verfügung gestellter Vordruck zu ver-
wenden. 



 

13.5 Der Netzbetreiber kann für die Inbetriebsetzung vom Anschlussnutzer Kostenerstattung 
verlangen. Die Kosten können auf der Grundlage der durchschnittlich für vergleichbare 
Fälle entstehenden Kosten pauschal berechnet werden. 

 
13.6 Der Netzbetreiber ist berechtigt, die Anlage vor und, um unzulässige Rückwirkungen auf 

Einrichtungen des Netzbetreibers oder Dritter auszuschließen, nach ihrer Inbetriebset-
zung zu überprüfen. Er kann den Anschlussnutzer auf erkannte Sicherheitsmängel auf-
merksam zu machen und kann deren Beseitigung verlangen. 

 
13.7 Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder erhebliche Störungen 

erwarten lassen, so ist der Netzbetreiber berechtigt, den Anschluss zu verweigern oder 
die Anschlussnutzung zu unterbrechen. 

 
13.8 Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage sowie durch deren An-

schluss an das Verteilernetz übernimmt der Netzbetreiber keine Haftung für die Mängel-
freiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn er bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, 
die eine Gefahr für Leib oder Leben darstellen. 

 
14. Schlussbestimmungen  
14.1 Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag können mit Zustimmung des jeweils anderen 

Vertragspartners auf einen Dritten übertragen werden. Die Zustimmung darf nicht ver-
weigert werden, sofern die technische und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des eintre-
tenden Dritten gewährleistet ist. Eine Zustimmung ist nicht erforderlich, wenn der 
Rechtsnachfolger des übertragenden Vertragspartners ein verbundenes Unternehmen im 
Sinne der §§ 15 ff. Aktiengesetz ist.  

 
14.2 Sollten einzelne Bestimmungen des Anschlussnutzungsvertrages unwirksam oder un-

durchführbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen davon unberührt. Die 
Vertragspartner verpflichten sich, die ungültigen oder undurchführbaren Bestimmungen 
durch andere, ihrem wirtschaftlichem Erfolg möglichst gleichkommende zu ersetzen. 
Dies gilt entsprechend bei unbeabsichtigten Regelungslücken. 

 
14.3 Sollten sich sonstige für das Vertragsverhältnis bestimmende Umstände wesentlich än-

dern, insbesondere Änderung rechtlicher Rahmenbedingungen bzw. Schaffung neuer 
Branchenstandards, so werden die Vertragsparteien den Vertrag baldmöglichst den ge-
änderten Rahmenbedingungen anpassen. Kommt eine Vertragsanpassung trotz Ver-
handlung nicht innerhalb von 2 Monaten nach Eingang eines entsprechenden Angebots 
beim Vertragspartner zu Stande, so kann der Vertrag durch beide Vertragspartner mit ei-
ner Frist von einem Monat zum Ablauf des folgenden Monats gekündigt werden. Der 
Netzbetreiber ist zu einer einseitigen Vertragsanpassung berechtigt, wenn dies zur Um-
setzung von Anordnungen oder Festlegungen der Regulierungsbehörde erforderlich ist. 

 
14.4 Mündliche Nebenabreden sind nicht getroffen. Änderungen oder Ergänzungen sowie die 

Kündigung oder Aufhebung des Vertrages bedürfen soweit vorstehend nichts Abwei-
chendes bestimmt ist zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. 

 
14.5 Der Netzbetreiber verarbeitet und speichert unter Berücksichtigung der geltenden daten-

schutzrechtlichen Bestimmungen die für die Vertragsdurchführung notwendigen Daten. 
Er ist berechtigt, diese Daten an Dritte in dem Umfang weiterzugeben, in welchem es zur 
ordnungsgemäßen Durchführung dieses Vertrages erforderlich ist. Der Anschlussnutzer 
erklärt hierzu sein Einverständnis.  



 

14.6 Für alle Rechtsbeziehungen zwischen den Vertragspartnern gilt das Recht der Bundes-
republik Deutschland.  

 
14.7 Gerichtsstand ist der Sitz des Netzbetreibers.  
 
14.8 Die unten genannten Anlagen sind Vertragsbestandteil und deren Erhalt bestätigt der 

Anschlussnutzer mit seiner Unterschrift. 
 
 
 
 
 
 
 
 
__________________, den___________    __________________, den___________   
(Ort, Datum)       (Ort, Datum)  
 
 
 
 

__________________________________  _________________________________ 
(rechtsverbindliche Unterschrift des   (rechtsverbindliche Unterschrift des 
Anschlussnutzer ggf. mit Firmenname      Netzbetreibers)
bzw. Firmenstempel)
 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1 Haftungsbestimmung 
Anlage 2 Technische Regelwerke 


